
ÖFFENTLICHE BEKANNTMACHUNG 
bereitgestellt am 13.05.2025  

Satzung über die Nutzung von Wohnungen 

für besondere Bedarfsgruppen 

Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) sowie §§ 2 

und 13 des Kommunalabgabengesetzes für Baden-Württemberg (KAG) in der Neufas- 

sung vom 17. Juli 2024, wird mit Zustimmung des Gemeinderats verordnet 

§ 1 

Zweckbestimmung 

(1) Diese Satzung regelt die Voraussetzungen für die Nutzung der von der Stadt 
 Schramberg (Stadt) in Erfüllung ihrer Aufgaben als Ortspolizeibehörde vorge- 
 haltenen Wohnungen für besondere Bedarfsgruppen (Unterkunft). Hierzu ge- 
 hören insbesondere: 

1. Wohnungen in städtischen Notunterkünften, 

2. Wohnungen im städtischen Eigentum befindlichen Gebäuden, 

3. Wohnungen von Wohnungsbaugesellschaften, für die Stadt Schramberg das  
Belegungsrecht ausübt, 

4. Wohnungen in Gebäuden sowie einzelnen Wohnungen, die Stadt 

 oder in deren Namen Wohnungsbaugesellschaften von Dritten angemie- 

 tet haben, soweit diese Wohnungen durch besondere Verfügung für die 

 Aufnahme der in Abs. 3 genannten Personengruppen bestimmt werden. 

(2) Durch die Aufnahme in diese Unterkünfte wird ein öffentlich-rechtliches Nut- 
 zungsverhältnis begründet. Ein Rechtsanspruch auf Nutzung oder Zuweisung 
 in bestimmte Unterkünfte / Räumlichkeiten besteht nicht. 

(3) In die Unterkünfte werden Personen aufgenommen (Nutzer), die 

1. obdachlos oder von der Obdachlosigkeit bedroht sind oder in einer Behelfs- 
 unterkunft leben, 

2. in einem Heim oder in einer Gruppenunterkunft leben, 
 
3. wegen ihrer psychosozialen Beeinträchtigung zunächst oder auf Dauer keine 

Unterkunft auf dem allgemeinen Wohnungsmarkt erhalten können. 
 
 

  



 

Die Aufnahme erfolgt jeweils so lange, bis die eingewiesenen Personen ander- 

weitig eine andere Unterkunft erhalten können. 

(4) Die jeweiligen Hausordnungen sind verpflichtend einzuhalten. 

(5) Die Nutzer sind verpflichtet, die Nutzung der Unterkunft so schnell als möglich 
 zu beenden, indem sie sich regelmäßig und nachhaltig auf dem ersten Woh- 
 nungsmarkt bewerben. Die einweisende Behörde ist berechtigt, diesbezügliche 
 Nachweise zu verlangen. Diese Nachweise sind der einweisenden Behörde un- 
 verzüglich (§ 121 Abs. 1 BGB) vorzulegen. 

§ 2 

Beginn und Beendigung des Nutzverhältnisses 

(1) Das Nutzungsverhältnis beginnt mit der Bekanntgabe der Verfügung über die 
 Zuteilung in eine Unterkunft. 

(2) Will der Nutzer das Nutzungsverhältnis beendigen, hat er dies spätestens zum 
 dritten Werktag eines Kalendermonats zum Monatsende schriftlich bei der ein- 
 weisenden Behörde anzuzeigen. 

(3) Das Nutzungsverhältnis endet ebenfalls, wenn der Nutzer 

1. die ihm zugeteilte Wohnung nicht innerhalb von sieben Tagen bezieht, 

2. sie nicht mehr selbst bewohnt (zwei Wochen nach Feststellung), 

3. sie nicht mehr ausschließlich als Wohnung benutzt 

oder 

4. sie nur für die Aufbewahrung z.B. des Hausrates verwendet. 

(4) Das Nutzungsverhältnis wird durch schriftliche Verfügung der einweisenden Be- 
 hörde beendet. Soweit die Nutzung der Unterkunft über den in der Verfügung 
 angegebenen Zeitpunkt hinaus fortgesetzt wird, endet das Benutzungsverhält- 
 nis mit der Räumung / Rückgabe der Unterkunft. 

 

 

  



 

§ 3 

Umsetzung in eine andere Unterkunft 

Eine Umsetzung in eine andere Unterkunft ist ohne Zustimmung des Nutzers 
möglich. Es wird kein Mietverhältnis, sondern ein Nutzungsverhältnis (z.B. auf- 
grund von Obdachlosigkeit) auf Zeit begründet. 

§ 4 

Nutzungsgebühren 

Für die Nutzung der Unterkünfte wird eine Nutzungsgebühr erhoben. 

(1) Die Nutzungsgebühr wird je qm und Monat für die Wohnung nach § 1 Abs. 
 1 Nr. 1 erhoben. Hierbei wird der jeweils niedrigste Wert der Mietwerttabelle 
 der Stadt zuzüglich einer Betriebskostenpauschale, die von der Stadt / dem 
 Wohnungsbauunternehmen jährlich entsprechend der Kostenentwicklung 
 festgelegt wird, und ggf. Vorauszahlungen für Heizung und Wasserversor- 
 gung, angesetzt. 

(2) Für Wohnungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 2 und Nr. 3 wird eine Benutzungsgebühr 
 zzgl. Betriebskosten jeweils in der Höhe erhoben, wie sie der Miete und Be- 
 triebskostenumlage für vergleichbare Mietwohnungen der Stadt bzw. des 
 Wohnungsbauunternehmens entspricht. 

(3) Für Wohnungen nach § 1 Abs. 1 Nr. 4 kann die Benutzungsgebühr über die 
 vorstehend bestimmten Beträge hinaus in der Höhe der Miete festgesetzt 
 werden, die Stadt oder das Wohnungsbauunternehmen an den Vermie- 
 ter des Gebäudes oder der Wohnung bezahlt, höchstens jedoch in der Höhe 
 der für die einzelne Wohnung jeweils mietrechtlich zulässigen Miete zzgl. 
 Betriebskosten, soweit diese nicht Bestandteil der Miete sind. 

§ 5 

Gemeinsame Bestimmungen für Nutzungsgebühren und 

 Nebenkosten 

(1) Bemessungsgrundlage für die Höhe der Nutzungsgebühr ist die Wohnfläche 

 der zugewiesenen Unterkunft. Für die Ermittlung der Wohnfläche gelten die 

 Vorschriften der zweiten Berechnungsverordnung in der jeweils geltenden Fas- 

 sung. 
 

 
  



 

(2) Bemessungsgrundlage für die Höhe der Gebühren für Gemeinschaftsunter- 

 künfte ist die Anzahl der Personen, die in der Unterkunft untergebracht sind. 

(3) Die Nutzungsgebühr einschließlich der Nebenkosten ergibt sich aus dem je- 

 weils aktuell gültigen Mietspiegel der Stadt Schramberg. 

(4) Es besteht grundsätzlich kein Anspruch auf einen Stellplatz oder eine Garage 

 oder einen garagenähnlichen Stellplatz. 

(5) Sollte die Überlassung einzelner Räume bzw. Unterkünfte umsatzsteuerpflich- 

 tig werden, gelten die genannten Beträge als Nettobeträge und die Steuer wird 

 nach dem jeweils geltenden Steuersatz zusätzlich erhoben. 

§ 6 

Berechnung der Gebühr 

(1) Bei der Berechnung der Gebühr nach Kalendertagen wird für jeden Tag 1/30 

 der monatlichen Gebühr zugrunde gelegt. 

(2) Die Gebühr ist bis spätestens zum dritten eines jeden Monats zu entrichten. 

(3) Beginnt oder endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Kalendermonats, wird 

 die Benutzungsgebühr nach den angefangenen Kalendertagen festgesetzt; bis 

 zur vollständigen Räumung der Unterkunft. 

(4) Eine Nichtnutzung der Unterkunft entbindet den Nutzer nicht von der Verpflich- 

 tung, die Gebühren vollständig zu entrichten. 

§ 7 

Benutzung der überlassenen Unterkunft 

(1) Die entsprechend der Einweisungsverfügung überlassenen Unterkünfte dürfen 

 nur zu Wohnzwecken und ausschließlich vom Nutzer genutzt werden. 

(2) Jegliche Veränderungen am oder im Gebäude (inkl. der Unterkunft) sind nicht 

 gestattet. Ebenso ist eine Untervermietung nicht gestattet. 
 
 

  



(3) Das Halten von Tieren ist untersagt. Ausgenommen sind lediglich kleine Tiere 
 wie z.B. Fische im Aquarium oder Vögel im Käfig. Werden Tiere bereits beim 
 Inkrafttreten dieser Satzung bzw. vor dem Erstbezug einer städtischen Not- 
     unterkunft gehalten, dürfen diese bis zu ihrem Tod oder Auszug weiter gehalten 
     werden. 
 
(3a) In besonders begründeten Fällen kann die Ortspolizeibehörde die Haltung von 
  nicht auffälligen Hunden auf schriftlichen Antrag hin erlauben. Die Erlaubnis kann 

mit Auflagen und Bedingungen versehen werden. 
 

Wird eine Erlaubnis erteilt, muss der Hund immer an der Leine geführt werden, 
sobald die Wohnung, in die der Nutzer eingewiesen wurde, verlassen wird. Diese 
Leinenpflicht gilt insbesondere auch für alle Flurbereiche und Treppenhäuser, so- 
wie Hofräume, Gartenbereiche, etc. der Notunterkunft. 

 

Die Erlaubnis ist von der Ortspolizeibehörde insbesondere dann unverzüglich zu 

widerrufen, sobald  

a. das Tier auffällig wird oder an der Zuverlässigkeit des Nutzers Bedenken  
bestehen (analog Ziffer 3.2.2 VwV PolVOgH) oder 

b. begründete Beschwerden über das Tier / die Tierhaltung bei der 
Ortspolizeibehörde vorgetragen werden oder 

c. Verstöße gegen § 7 Abs. 3 dieser Satzung vorliegen / bekannt werden oder 
d. Tatbestände der Polizeiverordnung zum Halten gefährlicher Hunde in der  

jeweils gültigen Fassung erfüllt sind bzw. bekannt werden.  
 
Diese Regelungsnorm ist auch für Bestandshundehaltungen gültig und anzu- 
wenden. 

 
(4) Der Nutzer haftet ohne Rücksicht auf eigenes Verschulden für alle Schäden, die 
 (auch aufgrund von anderen als zu Wohnzwecken durchgeführte Nutzungen) 
 an der Wohnung verursacht werden. Dies gilt auch, wenn hierfür eine Erlaubnis 
 der einweisenden Behörde vorliegt. 

§ 8 

Instandhaltung der Unterkunft 

(1) Der Nutzer ist verpflichtet, die Unterkunft und die gemeinschaftlich genutzten 
 Räume, Einrichtungen und Anlagen schonend und pfleglich zu behandeln. Er 
 hat für eine ordnungsgemäße Reinigung der Unterkunft und für ausreichende 
 Lüftung und Heizung der ihm überlassenen Räumlichkeiten zu sorgen. 

(2) Zeigt sich ein Mangel in der Unterkunft, so hat der Nutzer dies der einweisenden 
 Behörde unverzüglich (§ 121 Abs. 1 BGB) mitzuteilen. Die selbständige Beauf- 
 tragung einer (Fach)Firma ist nicht zulässig und führt dazu, dass die Reparatur 
 vom Nutzer übernommen werden muss. 
  



(3) Der Nutzer haftet für Schäden, die durch schuldhafte Verletzungen der ihm ob- 
 liegenden Sorgfalts- und Anzeigepflichten entstehen, besonders wenn techni- 
 sche Anlagen und andere Einrichtungen unsachgemäß behandelt, die überlas- 
 senen Räume nur unzureichend gelüftet, geheizt oder gegen Frost geschützt 
 werden. 

§ 9 

Hausordnung 

(1) Der Nutzer ist zur Wahrung des Hausfriedens und zur gegenseitigen Rücksicht- 
 nahme verpflichtet. 

(2) Die Rechte und Pflichten der Nutzer sind durch die Satzung sowie die Hausord- 
 nung festgelegt. Die einweisende Behörde ist berechtigt, jederzeit weitere / wei- 
 tergehende Regelungen zu treffen. 

(3) Insbesondere ist den Vorgaben / Anweisungen der Mitarbeiter des Vollzugs- 
 dienstes der Stadt Schramberg und des Polizeivollzugsdienstes unverzüglich 
 (§ 121 Abs. 1 BGB) Folge zu leisten. 

 

§ 10 

Betreten der Unterkunft 

Die Mitarbeiter der einweisenden Behörde und die Beauftragten der Stadt sind 

berechtigt, die Unterkunft nach rechtzeitiger Ankündigung (24 Stunden vorher) 

tagsüber zu betreten, um den Zustand der Unterkunft zu überprüfen. 

In dringenden Fällen oder bei Gefahr im Verzug kann die Unterkunft ohne An- 

kündigung jederzeit betreten werden. 

§ 11 

Rückgabe der Unterkunft 

Bei Beendigung des Nutzungsverhältnisses ist die Unterkunft vollständig ge- 
räumt und in sauberem Zustand (besenrein) zu übergeben. Die Schlüssel sind 
abzugeben. 

 



§ 12 

Verwertung zurückgelassener Sachen 

Nach Beendigung des Nutzungsverhältnisses haben der Nutzer oder seine Er- 

ben die Wohnung unverzüglich (§ 121 Ab.1 BGB) auf eigene Kosten zu räumen. 

Die Stadt und ihre Beauftragte können zurückgelassene Sachen auf Kosten des 

bisherigen Nutzers räumen und in Verwahrung nehmen. Werden die in Verwah- 

rung genommenen Sachen trotz schriftlicher Aufforderung zwei Monate nach 

Beendigung des Nutzungsverhältnisses nicht abgeholt, wird unwiderleglich ver- 

mutet, daß der Nutzer das Eigentum daran aufgegeben hat. 

§ 13 

Verwaltungszwang 

 

Räumt der Nutzer die zugewiesene Unterkunft nicht, obwohl gegen ihn eine be- 
standskräftige oder sofort vollstreckbare Umsetzungsverfügung vorliegt, kann 
die Umsetzung durch Zwangsräumung gemäß den Vorgaben des Landesver- 
waltungsvollstreckungsgesetzes (LVwVG) vollzogen werden. Dasselbe gilt für 
die Räumung der Unterkunft nach Beendigung des Benutzungsverhältnisses 
durch schriftliche Verfügung. 

§ 14 

Ordnungswidrigkeiten 

Mit Geldbuße nach § 142 Abs. 1 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in 

Verbindung mit § 17 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten kann belegt werden, 

wer vorsätzlich oder fahrlässig gegen eine Vorschrift dieser Satzung verstößt, und 

zwar: 

1. entgegen § 1 Abs. 3 nicht zu den zugangsberechtigten Personen gehört; trotz- 

 dem aber um eine Unterkunft ersucht. 

2. entgegen § 1 Abs. 4 die Hausordnung nicht einhält. 

3. entgegen § 1 Abs. 5 sich nicht um eine Wohnung auf dem ersten Wohnungs- 

 markt bemüht oder von der einweisenden Behörde angeforderte Nachweise 

 nicht oder nicht unverzüglich vorlegt. 

4. entgegen § 2 Abs. 2 das Nutzungsverhältnis nicht rechtzeitig und / oder schrift- 

 lich kündigt. 

  



5. das Nutzungsverhältnis endet, weil 

a. die dem Nutzer zugeteilte Unterkunft nicht innerhalb von sieben Tagen 

 bezogen wird (§ 2 Abs. 3 Nr. 1). 

 b. die Unterkunft nicht mehr selbst bewohnt wird (§ 2 Abs. 3 Nr. 2) 

 c. die Unterkunft zweckentfremdet nutzt (§ 2 Abs. 3 Nr. 3 und Nr. 4). 

6. entgegen § 2 Abs. 4 das Nutzungsverhältnis über den in der Verfügung ange- 

 gebenen Zeitraum hinaus fortsetzt. 

7. entgegen einer entsprechenden Verfügung der einweisenden Behörde einer 

 Umsetzung nicht unverzüglich nachkommt (§ 3). 

8. entgegen § 4 die Benutzungsgebühren nicht oder nicht fristgerecht oder nicht 

 vollständig begleicht. 

9. entgegen § 7 Abs. 1 eine Unterkunft anderen überlässt oder die überlassene 

 Unterkunft zu anderen als zu Wohnzwecken nutzt oder Dritte in die zugewie- 

 sene Unterkunft aufnimmt. 

10.entgegen § 7 Abs. 2 Veränderungen am Gebäude (inkl. der Unterkunft) vor- 

 nimmt oder die ihm zugeteilte Unterkunft untervermietet. 

11.entgegen § 7 Abs. 3 ein Tier (ausgenommen kleine Tiere wie z.B. Fische im 

 Aquarium oder Vögel im Käfig) in der Unterkunft hält. 

11a. entgegen § 7 Abs. 3a gegen die Leinenpflicht verstößt oder mit der Erlaubnis 

     einhergehende Auflagen / Bedingungen nicht einhält oder einen Hund ohne die 

     erforderliche Erlaubnis hält oder Beschwerden über das Tier / die Tierhaltung  

     bei der Ortspolizeibehörde bekannt werden. 

12.entgegen § 7 Abs. 4 Schäden an der Unterkunft verursacht. 

13.entgegen § 8 Abs. 1 die Wohnung und die gemeinschaftlich genutzten Räume, 
 Einrichtungen und Anlagen nicht schonend und pfleglich behandelt; die Woh- 
 nung insbesondere nicht ordnungsgemäß reinigt und nicht für ausreichende 
 Lüftung und Heizung sorgt. 
14.entgegen § 8 Abs. 2 einen Mangel nicht unverzüglich bei der einweisenden Be- 
 hörde anzeigt. 

 

15.entgegen § 9 den Hausfrieden stört oder auf andere keine Rücksicht nimmt oder 
 gegen die Hausordnung in anderer Weise verstößt. 

16.entgegen § 9 Abs. 2 weitergehenden Regelungen nicht Folge leistet. 

17.entgegen § 9 Abs. 3 den Vorgaben / Anweisungen der Mitarbeiter des Vollzugs- 

 dienstes der Stadt Schramberg oder des Polizeivollzugsdienstes nicht Folge 

 leistet. 

18.entgegen § 11 die Unterkunft nach Beendigung des Nutzungsverhältnisses 

 nicht vollständig geräumt und in sauberem Zustand (besenrein) übergibt oder 

 die Schlüssel nicht vollständig abgibt. 

19.entgegen § 12 die zu räumende Unterkunft nicht oder nicht fristgerecht räumt 

 oder einer Umsetzungsverfügung nicht nachkommt. 

  



§ 15 

Inkrafttreten 

Diese Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft. 

Gleichzeitig tritt die Satzung über die von der Stadt Schramberg verwalteten 

Wohnungen für besondere Bedarfsgruppen vom 30.11.1992 außer Kraft. 

Ortspolizeibehörde 

Dorothee Eisenlohr  
Oberbürgermeisterin 
 

 

  

Dorothee Eisenlohr (13. Mai 2025 15:57 GMT+2)
Dorothee Eisenlohr

https://eu1.documents.adobe.com/verifier?tx=CBJCHBCAABAADXVYbHLV_lyTb6JgLOe3eL_2-LaGCny3


Hinweis: 

Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeord- 

nung für Baden-Württemberg oder auf Grund der Gemeindeordnung beim Zustande- 

kommen dieser Satzung wird nach § 4 Abs. 4 Gemeindeordnung unbeachtlich, wenn 

sie nicht schriftlich innerhalb eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Satzung 

gegenüber der Stadt geltend gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung 

begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt nicht, wenn die Vorschriften über die Öf- 

fentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die Bekanntmachung der Satzung ver- 

letzt worden sind. 

Verfahrensvermerke: 

Der Gemeinderat hat dieser Satzung am 08.05.2025 zugestimmt. Sie wurde nach der 

örtlichen Bekanntmachungsatzung am 09. Mai 2025 öffentlich bekannt gemacht. Sie 

tritt zum 12. Mai 2025 in Kraft. Sie wird dem Regierungspräsidium Freiburg mit Bericht 

im Mai 2025 vorgelegt. 

19. Dezember 2024 

(Rehfuß) 
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